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§12

Ersatzteilverkauf

Beim Verkauf von neuen, gebrauchten oder aufgearbeiteten 
Ersatzteilen ist der Käufer darauf hinzuweisen, daß diese 
Teile nur dann zum Umbau oder Aufbau von Fahrzeugen 
verwendet werden dürfen, wenn entsprechend dieser An­
ordnung die dazu erforderliche Genehmigung erteilt wurde. 
Dazu haben

a) die VEB Maschinenbauhandel,

b) die Kfz-Verwertungsbetriebe
auf den Lieferscheinen und Rechnungen einen entsprechenden 
Vermerk anzubringen,

c) alle sonstigen Verkaufsstellen in den Verkaufsräumen 
diesen Hinweis durch Aushang bekanntzugeben.

§13

Betriebserlaubnis und Zulassung

(1) Bei der Änderung der Betriebserlaubnis umgebauter 
oder bei der Zulassung aufgebauter Fahrzeuge für den öffent­
lichen Straßenverkehr ist vom Antragsteller die nach dieser 
Anordnung erforderliche Genehmigung nachzuweisen.

(2) Fahrzeuge, bei denen auf Grund einer Ersatzlieferung 
über die Staatliche Versicherung nach Unfall mit Totalschaden 
oder aus sonstigen Gründen die endgültige Außerbetrieb­
setzung gemäß der StVZO erfolgt, dürfen nicht wieder auf­
gebaut und/oder in Betrieb genommen werden.

§14

Beschwerdeverfahren

(1) Gegen die Versagung einer Genehmigung gemäß § 3 
Abs. 2, § 5 Absätze 2 und 5 sowie § 7 kann Beschwerde einge­
legt werden. Der von der Entscheidung Betroffene ist hier­
über zu belehren.

(2) Die Beschwerde ist schriftlich unter Angabe der Gründe 
innerhalb einer Frist von 4 Wochen nach Zugang oder Bekannt­
gabe der Entscheidung bei dem Organ einzulegen, das die 
Entscheidung getroffen hat. Bürger können ihre Beschwerde 
auch mündlich einlegen.

(3) Über die Beschwerde ist innerhalb einer Frist von 
2 Wochen nach ihrem Eingang zu entscheiden. Wird der Be­
schwerde nicht oder nicht in vollem Umfange stattgegeben, 
ist sie innerhalb dieser Frist dem übergeordneten staatlichen 
Leiter zur Entscheidung zuzuleiten. Der Einreicher der 
Beschwerde ist davon zu informieren. Der übergeordnete 
staatliche Leiter entscheidet innerhalb weiterer 2 Wochen 
endgültig.

(4) Kann in Ausnahmefällen eine Entscheidung innerhalb 
der Frist nicht getroffen werden, ist rechtzeitig ein Zwischen­
bescheid unter Angabe der Gründe sowie des voraussichtlichen 
Abschlußtermins zu geben.

(5) Entscheidungen über Beschwerden haben schriftlich zu 
ergehen, sind zu begründen und den Einreichern der Be­
schwerde auszuhändigen oder zuzusenden.

§15

Ordnungsstrafbestimmungen

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen den Bestim­
mungen dieser Anordnung ohne die erforderliche Genehmi­
gung ein Fahrzeug umbaut oder aufbaut oder umbauen oder 
aufbauen läßt, kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 
10 M bis 500 M belegt werden.

(2) Ist eine vorsätzliche Ordnungswidrigkeit nach Abs. 1 
aus Vorteilsstreben oder wiederholt innerhalb von 2 Jahren 
begangen und mit Ordnungsstrafe geahndet worden oder 
wurden die gesellschaftlichen Interessen grob mißachtet oder 
wurde ein größerer Schaden verursacht oder hätte verursacht 
werden können, kann eine Ordnungsstrafe bis zu 1 000 M 
ausgesprochen werden.

(3) Neben einer Ordnungsstrafe gemäß Abs. 2 kann das um- 
oder aufgebaute Fahrzeug unabhängig von den Eigentums­
verhältnissen oder Rechten Dritter entschädigungslos einge­
zogen werden, wenn eine vorsätzliche Ordnungswidrigkeit 
nach Abs. 1 aus Vorteilsstreben begangen wurde oder die 
gesellschaftlichen Interessen grob mißachtet wurden.

(4) Die Durchführung eines Ordnungsstrafverfahrens obliegt
— den Leitern der Fachorgane für Verkehr der Räte der 

Kreise oder Bezirke, wenn ein Fahrzeug ohne die erforder­
liche Genehmigung umgebaut wurde;

— den Leitern der Fachorgane für Verkehr der Räte der 
Bezirke, wenn ein Fahrzeug ohne die erforderliche Ge­
nehmigung aufgebaut wurde oder bei Ordnungswidrig­
keiten, die gemäß Abs. 2 oder 3 geahndet werden.

(5) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens'und 
den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz 
vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ordnungswidrig­
keiten - OWG — (GBl. I Nr. 3 S. 101).

§16

Ausnahmeregelungen

Der Minister für Allgemeinen Maschinen-, Landmaschinen- 
und Fahrzeugbau und der Minister für Verkehrswesen können 
im gegenseitigen Einvernehmen Ausnahmen von den Be­
stimmungen für den Umbau oder Aufbau von Fahrzeugen 
festlegen.

Schlußbestimmungen

§17

(1) Die vor Inkrafttreten dieser Anordnung erteilten Ge­
nehmigungen behalten ihre Gültigkeit für die Dauer von 
12 Monaten, gerechnet vom Ausstellungsdatum.

(2) Die vom Ministerium für Verkehrswesen, Hauptverwal­
tung des Kraftverkehrs, den Räten der Bezirke übergebene 
Richtlinie vom 18. Januar 1977 zu der im § 18 Abs. 2 genannten 
Anordnung bleibt in Kraft, bis sie durch Richtlinien der 
Finalproduzenten gemäß § 3 Abs. 1 ersetzt wird. Sie verliert 
jedoch spätestens 12 Monate nach Inkrafttreten dieser An­
ordnung ihre Gütigkeit.

§18

(1) Diese Anordnung tritt am 15. Juli 1982 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:
a) die Anordnung vom 9. April 1963 über den Aufbau von 

Kraftfahrzeugen (GBl. II Nr. 38 S. 253),
b) die Ziff. 10 der Anlage zur Anordnung vom 3. August 1971 

über die Neufassung von Regelungen über Rechtsmittel 
gegen Entscheidungen staatlicher Organe auf dem Gebiet 
des Verkehrswesens (GBl. II Nr. 62 S. 545).

Berlin, den 27. April 1982

Der Minister Der Minister
für Verkehrswesen für Allgemeinen Maschinen-,

Landmaschinen- 
und Fahrzeugbau

A r n d t  K l e i b e r


